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Gejes-Sammlung 
für bie 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— — 


No. 23; ee. 


(No. 2128.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 11. November 1840., die Verleihung der revi⸗ 
dirten Städteordnung vom 17. März 1831. an die Stadt Wollſtein im 
Großherzogthum Poſen betreffend. 


Auf Ihren Bericht vom 12. Oktober d. J. will Ich der Stadt Wollſtein 

im Großherzogthum Poſen, dem Wunſche derſelben gemaͤß, die revidirte 

Staͤdteordnung vom 17. Maͤrz 1831. verleihen und ermaͤchtige Sie, mit 

deren Einfuͤhrung den Ober-Praͤſidenten der Provinz zu beauftragen. 
Sansſouci, den 11. November 1840. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter v. Roch ow. 


Jabtgang 1820. (No. 2123—2129.) E Hhh (No. 2129.) 
(Ausgegeben zu Berlin am 24. Dezember 1840.) 
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(No. 2129.) Beſtätigungs⸗Urkunde vom 7. Dezember 1840-, nebſt dazu gehörigem Nachtrage 
zu dem Statute der Berlin Anbaltfchen Eiſenbahn-Geſellſchaft in Betreff 
der Verausgabung von Einer Million Thaler Prioritäts-Aktien. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen 3c. aic. 


wollen, nachdem bie, für das Unternehmen einer Eiſenbahn von Berlin nad) 
Coͤthen zuſammengetretene, jetzt unter der Benennung: „Berlin-Anhaltiſche 
Eiſenbahn-Geſellſchaft“ beſtehende Geſellſchaft in der General-Verſammlung 
vom 28. Oktober d. J. eine Erhöhung des urſpruͤnglich auf hoͤchſtens 35 Mil⸗ 
lionen Thaler angenommenen Grund-Kapitals auf den Geſammt-Betrag von 
4 Millionen fuͤr erforderlich erachtet, und davon eine Summe von 1 Million 
Thaler durch Ausgabe von Prioritaͤts-Aktien nach den Beſtimmungen des an⸗ 
liegenden Nachtrages zu dem unterm 15. Mai 1839 konfirmirten Statute auf 
zubringen beſchloſſen hat, hierzu Unſere Genehmigung ertheilen und den eben 
gedachten Nachtrag hierdurch beſtaͤtigen, jedoch hinſichtlich der darin den neu 
auszugebenden Aktien über 1 Million Thaler zugeſtandenen Vorrechte und Be: 
dingungen mit Vorbehalt der Rechte jedes Dritten. 

Die gegenwaͤrtige Genehmigung und Beſtaͤtigung (oll nebft dem Mad): 
trage zum Statute durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 

Berlin, den 7. December 1840. 


(IL. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Alvensleben. 


Na ch⸗ 
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Nachtrag 


zu dem Statute der Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft in 
Betreff der Verausgabung von Einer Million Thaler 
Prioritaͤts-Aktien. 


& x 


Gu im $. 4. des unterm 15. Mai 1839 Allerhöchft beſtaͤtigten Statuts ber 
Berlin⸗Saͤchſiſchen — jetzt Berlin-Anhaltiſchen — Eiſenbahn-Geſellſchaft 


(Geſetzſammlung de 1839 Nr. 2019; Amtsblatt der Potsdamer Regie⸗ 
rung de 1840 Nr. 24.) 


auf hoͤchſtens 2: Millionen angenommene Geſellſchafts-Kapital wird, in Folge 
der Beſchluͤſſe der General-Verſammlungen vom 16. März und 28. Oktober 
d. J. mit Genehmigung der hohen Staatsbehoͤrde auf vier Millionen Tha⸗ 
ler erhoͤht. 


Von dieſem Kapitale beſtehen drei Millionen in ſolchen Aktien, deren 
Rechte durch das unterm 15. Mai 1839 Allerhoͤchſt beftätigte Statut der Ge— 
ſellſchaft beſtimmt find, indem die im F. A. dieſes Statuts erwaͤhnte Betheili⸗ 
gung der Königlichen Seehandlung von 400,000 Thalern in der Art regulirt 
worden, daß ſolche nicht als Darlehn hergegeben, ſondern dafuͤr Aktien emit— 
tirt ſind. 


Fuͤr den Ueberreſt von Einer Million Thalern ſollen dagegen Prioritaͤts⸗ 
Aktien, nach den Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Rachtrages zu dem Geſell⸗ 
ſchafts⸗Statute ausgegeben werden. 


. 9. 


Dieſe Prioritaͤts⸗Aktien werden auf farbigem Papier in 1000 Stuͤck 
à 500 Thlr. in fortlaufender Nummer von 1 bis 1000 und in 5000 Stück 
à 100 Thlr. in fortlaufenden Nummern von 1 bis 5000 gegen ſofortige Ein⸗ 
zahlung ihres vollen Nennwerth⸗Betrages, ausgegeben und erhalten Zins-Kupons 
zu je 4 und 4 Jahren. Auf die Ruͤckſeite der Aktien wird der gegenwaͤrtige 
Nachtrag des Statuts abgedruckt 


(No. 2120.) Hhh 2 $. 33 
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L. 3. 

Die Prioritaͤts-Aktien werden mit vier pCt. jaͤhrlich verzinſt und die 
Zinſen in halbjaͤhrlichen Terminen am 2. Januar und am 1. Juli jeden Sap: 
res gezahlt. An den Dividenden nehmen dieſe Prioritaͤts-Aktien keinen Theil. 
Dagegen erhalten ſie fuͤr die ihnen zugeſicherten 4 pCt. Zinſen das Vorzugs— 
recht vor den übrigen bereits vorhandenen 15000 Stuͤck Aktien, dergeſtalt, daß 
die Zinſen der erſtern bei der jaͤhrlichen Einnahme vor den Dividenden der 
aͤltern Aktien in Abzug gebracht werden. Auch den Kapitalien der Prioritaͤts— 
Aktien ſteht daſſelbe Vorzugsrecht vor dem Grund-Aktien-Kapitale der drei 
Millionen Thaler zu. 


F. A. 


Die Prioritaͤts-Aktien unterliegen der Amortiſation und es wird fuͤr 
dieſe alljaͤhrlich die Summe von 10,000 Thalern unter Zuſchlag der durch die 
eingelöften Aktien erſparten Zinſen und etwanigen Zinſes-Zinſen aus dem Erz 
trage des Eiſenbahn-Unternehmens verwendet. Die Zuruͤckzahlung der zu 
amortiſirenden Aktien erfolgt am 1. Juli jeden Jahres, zuerſt im Jahre 1843. 
Es bleibt jedoch der General-Verſammlung der Eiſenbahn-Geſellſchaft vorbe— 
halten, mit Genehmigung der Staats-Verwaltung den Amortiſations-Fonds 
zu verſtaͤrken und fo die Tilgung der Prioritaͤts-Aktien zu beſchleunigen. Auch 
ſteht der Eiſenbahn-Geſellſchaft das Recht zu, außerhalb des Amortiſations— 
Verfahrens, unter Genehmigung der Staats-Verwaltung, ſaͤmmtliche Aktien 
der gegenwärtigen Emittirung durch die oͤffentlichen Blätter zu kuͤndigen und 
durch Zahlung des Nennwerths einzuloͤſen. 

Ueber die Amortiſation muß dem für das Eiſenbahn-Unternehmen beſtel⸗ 
ten Koͤniglichen Kommiſſarius alljaͤhrlich ein Nachweis vorgelegt werden. 


$. 5. 

Obgleich bie Inhaber der Prioritaͤts- Aktien als ſolche, Mitglieder der 
Eiſenbahn-Geſellſchaft find, fo ſollen fie doch in folgenden Faͤllen den Nenn— 
werth dieſer Aktien unter Ausſcheidung von der Geſellſchaft von derſelben zu— 
ruͤckzufordern berechtigt ſeyn: 

a) wenn ein Zinszahlungs-Termin laͤnger als drei Monate unberichtigt 

bleibt; | 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfivagen laͤn⸗ 

ger als ſechs Monate ganz aufhoͤrt; 
E c) wenn 


-— EO 

c) wenn gegen die Eiſenbahn-Geſellſchaft Schuldenhalber Exekution voll⸗ 
ſtreckt wird; 

d) wenn Umſtaͤnde eintreten, die einen Glaͤubiger nach allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Grundſaͤtzen berechtigen wuͤrden, einen Arreſtſchlag gegen die 
Geſellſchaft zu begruͤnden; 

e) wenn die im $. A. feſtgeſetzte Amortiſation der Prioritaͤts⸗Aktien nicht 
inne gehalten wird. 


In den Faͤllen zu a. bis d. bedarf es einer Kündigung nicht, ſondern 
das Kapital kann an demſelben Tage, wo einer dieſer Faͤlle eintritt, zuruͤckge⸗ 
fordert werden, und zwar zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zins-Kupons, 
zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transport-Betriebs, zu e. 
bis zum Ablaufe eines Jahres nach Aufhebung der Exekution, zu d. bis zum 
Ablauſe eines Jahres, nachdem jene Umſtaͤnde aufgehoͤrt haben. 


In dem sub e. vorgeſehenen Falle ift jedoch eine dreimonatliche Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt zu beobachten, auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts-Aktie von 
dieſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Ge— 
brauch machen, wo die Zahlung des Amortiſations-Quantums haͤtte erfolgen 
ſollen. Bei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts treten die 
Aktien-Inhaber in das Verhaͤltniß von Glaͤubigern gegen die Geſellſchaft, und 
iſt ihnen in dieſer Beziehung das geſammte bewegliche und unbewegliche Ver— 
mögen der Geſellſchaft nach Maaßgabe des folgenden $. verpfaͤndet. 


$. 6. 

So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritaͤts-Aktien He oder 
der Einloͤſungs-Geldbetrag doch gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft von 
den zur Bahnlinie, zu den Bahnhöfen und zum Bahnbetriebe verwendeten und 
eingerichteten Grundſtuͤcken nichts veraͤußern, auch eine weitere Aktien-Emitti— 
rung ſo wenig, als ein Anlehn-Geſchaͤft unternehmen, es muͤßte denn ſeyn, daß 
den Aktien der jetzigen Emittirung fuͤr Kapital und Zinſen das Vorrecht vor 
den ferner auszugebenden Aktien oder auszuſtellenden Schuldſcheinen reſervirt 
und geſichert wird. In der Veraͤußerung ſolcher Grundſtuͤcke hingegen, welche 
weder zur Bahnlinie, noch zu den Bahnhoͤfen, noch zum Bahnbetriebe benutzt 
werden, wird die Geſellſchaft unter Genehmigung der Koͤniglichen Regierung 
(Geſetz vom 3. November 1838. $. 7. — Geſetzſamml. de 1838. Nr. 1947.) 
hierdurch nicht beſchraͤnkt. 

(No. 2129.) $. 7. 
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j $. 7. 
Die Nummern der nad) der Beſtimmung des F. 4. zu amortifirenben 
Aktien werden jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei Monate 
vor dem Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht. Es wird jedesmal ein moͤg⸗ 
lichſt gleicher Kapitals Betrag in Aktien à 500 Rthlr. und in Aktien à 100 Rthlr. 
gezogen. 


$. 8. 


Die Verlooſung geſchieht durch die Geſellſchafts-Direktion, in Gegen⸗ 
wart zweier gerichtlicher Notare, in einem 14 Tage vorher zur Öffentlichen Kennt: 
nig zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritaͤts-Aktien 
der Zutritt geſtattet iſt. 


$. 9. 


Die Auszahlung der ausgelooſeten Aktien erfolgt an dem dazu beſtimm⸗ 
ten Tage in Berlin von der Geſellſchafts-Kaſſe nach dem Nommalwerthe an 
die Vorzeiger der Aktien gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem Tage hoͤrt 
bie Verzinſung der ausgelooſeten Aktien auf. Mit Letzteren find zugleich bie 
ausgereichten noch nicht fälligen Zins: Kupons einzuliefern. Geſchieht dies 
nicht, (0 wird der Betrag der fehlenden Zins-Kupons von dem Kapitale ges 
kuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons verwendet. 

Die im Wege der Amortiſation eingeloͤſeten Aktien ſollen in Gegenwart 
zweier gerichtlicher Notare verbrannt und, daß dies geſchehen, durch die oͤffent⸗ 
lichen Blaͤtter bekannt gemacht werden. Die Aktien aber, welche in Folge der 
Ruͤckforderung oder Kündigung der Inhaber außerhalb der Amortiſation eins 
gelöfet werden (F. 5.) kann die Geſellſchaft ſogleich wieder verausgaben. 


$. 10. 


Ruͤckſichtlich der Aktien, welche ausgelooſet (ind und, der Bekanntma⸗ 
chung durch die oͤffentlichen Blaͤtter ungeachtet, nicht binnen ſechs Monaten 
nach dem Zahlungs-Termine zur Einloͤſung praͤſentirt worden, tritt das gericht⸗ 
liche Dispoſitions⸗ Verfahren ein. 


$. 11. 


Die in den $$. 4. 7. 8. 9. vorgeſchriebenen oͤſſentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen erfolgen durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam, durch 
die 
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die Preußiſche Staatszeitung, die beiden Berliner Zeitungen, die Leipziger Zei⸗ 
tung und die Hamburger Boͤrſenhallen⸗Liſte, 


$. 13. a 
Die Inhaber der Prioritaͤts⸗Aktien find zwar berechtigt, an den Gene⸗ 
ralverſammlungen Theil zu nehmen, ſind aber weder ſtimm⸗ noch wahlfaͤhig. 
$. 13. 


Alle durch ben gegenwärtigen Nachtrag nicht geänderten Beſtimmungen 
des unterm 15. Mai 1839. Allerhoͤchſt beftätigten Geſellſchafts-Statuts finden 
auch auf die gegenwaͤrtig zu emittirenden Prioritaͤts-Aktien Anwendung. 
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